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Sehr geehrte Mandantinnen und Mandanten,

es gibt wirklich kuriose Streitfälle vor den Gerichten. So hatte

seinerzeit das FG Hamburg mit Entscheidung vom 12.6.2018 (Az. 3 K

77/17) zu klären, ob eine Schenkung vorliegt, wenn ein sehr

vermögender Steuerpflichtiger seine Lebensgefährtin auf eine

fünfmonatige Weltreise im Wert von rund einer halben Million Euro

mitnimmt.

Das erste Kuriosum ist nun: Das FG kam zu dem Schluss, dass die

Einladung zur Kreuzfahrt überhaupt keine Schenkungsteuer auslöst,

da es schlicht an einer Bereicherung der Lebensgefährtin fehle. Weil

es aber im vorliegenden Fall um rund 100.000 Euro Schenkungsteuer

ging, wollte sich der Fiskus damit natürlich nicht begnügen. Die

Finanzverwaltung zog in Revision, um höchstrichterlich klären zu

lassen, ob der gemeinsame Konsum einer Reise eine Schenkung sein

kann. Die höchstrichterliche Antwort wurde mit Spannung erwartet.

Was der BFH dann entschied, hatte man hingegen nicht erwartet.

Aus verfahrensrechtlichen Gründen kam der BFH nämlich mit Urteil

vom 16.9.2020 (Az. II R 24/2 18) zu dem Schluss, dass der

Schenkungsteuerbescheid nichtig ist, weil es sich tatsächlich um eine

Vielzahl von Schenkungen handelt, die im Hinblick auf ihr

Ausführungsdatum und ihre Steuerbarkeit getrennt geprüft werden

müssen. Eine Zusammenfassung unter dem Stichwort "Schenkung

Weltreise" ist insoweit nicht möglich.

Leider hat der BFH dabei die eigentliche materiell-rechtliche

Streitfrage nicht geklärt. Es scheint jedoch so, dass auch der BFH

zumindest Zweifel daran hat, dass überhaupt eine Schenkung

vorgelegen hätte. Daher: Gute Reise!

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Großmann & Zacher Steuerberatungskanzlei

Preußerstraße 18 , 06217 Merseburg

Telefon: +49 3461-54190 | Telefax: +49 346-1541915

www.grossmann-zacher.de

bernadett.grossmann@grossmann-zacher.de



September 2021

2

Inhalt

Hinweis:

Die in diesem Mandantenbrief enthaltenen Beiträge sind nach bestem

Wissen und Kenntnisstand verfasst worden. Sie dienen nur der

allgemeinen Information und ersetzen keine qualifizierte Beratung in

konkreten Fällen. Eine Haftung für den Inhalt dieses

Informationsschreibens kann daher nicht übernommen werden.

Alle Steuerzahler

3

■
Termine: Steuern und Sozialversicherung

■
Steuernachforderungen und -erstattungen: Verzinsung

verfassungswidrig

■
Unwetter: Verlängerung der Steuererklärungsfristen in

Bayern

■
Soforthilfe "Hochwasser": Pfändungsfreiheit von

Soforthilfegeldern

■
Fehlerhafte Steuererklärung: Keine Wiedereinsetzung

Unternehmer

5

■
Unwettergeschädigte Unternehmen: Profitieren von

Aussetzung der Insolvenzantragspflicht

■
Anträge auf Wirtschaftsförderung: Exakte Angaben

zwingend erforderlich

■
Ermittlung anteiliger unternehmerischer Nutzung eines

Pkw: Leasingsonderzahlungen laufzeitbezogen zu

berücksichtigen

Kapitalanleger

7

■
Cum-Ex-Ahndung: Bundesrat will Gesetzesänderung

■
Änderung der AGB einer Bank: Zustimmung des Kunden

darf nicht fingiert werden

■
Kapitalertragsteuerbescheinigung liefert keinen

Vollbeweis für Erhebung der Kapitalertragsteuer

Immobilienbesitzer

9

■
Sonderabschreibung: Steuervorteil für neue

Mietwohnungen noch bis Ende 2021 sichern

■
Übernachtungssteuern: Vermietungsportal muss

Auskunft über private Unterkünfte erteilen

■
Mietrecht: Vermieter darf es untersagen, Inkassos

einzuschalten

■
Mietrecht: Auch ein finanziell schwacher Mieter muss für

Schäden geradestehen

Angestellte

11

■
Covid-19: Quarantäne schließt Entgeltfortzahlung nicht

aus

■
Umzugskostenpauschalen: Neues BMF-Schreiben

■
Arbeitslosengeld I: Aufgepasst beim Online-Antrag

■
Häusliches Arbeitszimmer: Auch eine

"Teil-Beschäftigung" am Wochenende kann zählen

■
Kindergartenbeiträge: Kein Abzug in Höhe steuerfrei

gezahlter Arbeitgeberzuschüsse

Familie und Kinder

13

■
Corona-Impfungen an Schulen: Mutter mit Eilantrag

erfolglos

■
Verrechnung von Kindergeld mit Sozialhilfe: Setzt

Konkretisierung sozialhilferechtlichen

Erstattungsanspruchs voraus

■
Elternzeit: Teilzeitanspruch im Wege einstweiliger

Verfügung durchsetzbar

■
Nebenwohnung zur Ausübung des Umgangsrechts kann

zu Zweitwohnungsteuer führen

Impressum

Akademische Arbeitsgemeinschaft Verlagsgesellschaft mbH | Sitz der Gesellschaft: Havellandstraße 6-14, 68309 Mannheim | Geschäftsführer: Christoph Schmidt, Stefan Wahle | Telefon: 0621/ 8 62 62 62, Fax:

0621/8 62 62 63, E-Mail: akademische.info@wolterskluwer.com | Handelsregister beim Amtsgericht Mannheim: 729500 | Umsatzsteuer-ID-Nummer: DE318 945 162

Verantwortlich für den Inhalt (nach § 55 Abs.2 RStV): Dr. Torsten Hahn, Akademische Arbeitsgemeinschaft Verlagsgesellschaft mbH, Havellandstraße 6-14, 68309 Mannheim | Internet: www.akademische.de

Alternative Streitbeilegung (Online-Streitbeilegung und Verbraucherschlichtungsstelle)

Die Europäische Kommission hat eine Plattform zur Online-Streitbeilegung eingerichtet, die unter folgendem Link abgerufen werden kann: www.ec.europa.eu/consumers/odr. Wolters Kluwer ist nicht bereit und

nicht verpflichtet, an Streitbeilegungsverfahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle teilzunehmen.



Schaufenster Steuern

3

Alle

Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.09.

■
Umsatzsteuer

■
Lohnsteuer

■
Kirchensteuer zur Lohnsteuer

■
Einkommensteuer

■
Kirchensteuer

■
Körperschaftsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.09. für den Eingang

der Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der

Gemeinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um

Säumniszuschläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei

Tage vor dem Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge September 2021

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld

spätestens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für

September ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 28.9.2021.

Steuernachforderungen und -erstattungen:

Verzinsung verfassungswidrig

Die Verzinsung von Steuernachforderungen und Steuererstattungen

ist verfassungswidrig, soweit der Zinsberechnung für

Verzinsungszeiträume ab dem 2014 ein Zinssatz von monatlich 0,5

Prozent (jährlich sechs Prozent) zugrunde gelegt wird. Dies hat das

Bundesverfassungsgericht (BVerfG) entschieden.

Hintergrund sei die Finanzkrise von 2008. Diese habe zur Entwicklung

eines strukturellen Niedrigzinsniveaus geführt, so die Karlsruher

Richter. Daher sei der typisierte Zinssatz von sechs Prozent pro Jahr

spätestens seit 2014 "evident realitätsfern".

Die Verzinsung von Steuernachforderungen mit einem Zinssatz von

monatlich 0,5 Prozent nach Ablauf einer zinsfreien Karenzzeit von

grundsätzlich 15 Monaten stelle eine Ungleichbehandlung von

Steuerschuldnern, deren Steuer erst nach Ablauf der Karenzzeit

festgesetzt wird, gegenüber Steuerschuldnern, deren Steuer bereits

innerhalb der Karenzzeit endgültig festgesetzt wird, dar. Diese

Ungleichbehandlung erweise sich gemessen am allgemeinen

Gleichheitssatz aus Artikel 3 Absatz 1 Grundgesetz für in die Jahre

2010 bis 2013 fallende Verzinsungszeiträume noch als

verfassungsgemäß, für in das Jahr 2014 fallende

Verzinsungszeiträume dagegen als verfassungswidrig.

Ein geringere Ungleichheit bewirkendes und mindestens gleich

geeignetes Mittel zur Förderung des Gesetzeszwecks bestünde

insoweit in einer Vollverzinsung mit einem niedrigeren Zinssatz,

führt das BVerfG aus.

Die Unvereinbarkeit der Verzinsung mit dem Grundgesetz umfasse

ebenso die Erstattungszinsen zugunsten der Steuerpflichtigen.

Das bisherige Recht sei für bis einschließlich in das Jahr 2018

fallende Verzinsungszeiträume weiter anwendbar. Für ab in das Jahr

2019 fallende Verzinsungszeiträume sind die Vorschriften laut

BVerfG dagegen unanwendbar. Der Gesetzgeber sei verpflichtet, bis

zum 31.07.2022 eine verfassungsgemäße Neuregelung zu treffen.

Bundesverfassungsgericht, Beschluss vom 08.07.2021, 1 BvR

2237/14, 1 BvR 2422/17

Unwetter: Verlängerung der Steuererklärungsfristen

in Bayern

Durch starke Unwetter in den letzten Wochen sind in weiten Teilen

Bayerns beträchtliche Schäden entstanden. Zusätzlich zu den

direkten finanziellen Hilfen und über das bereits bewilligte

steuerliche Hilfspaket hinaus werde die Steuerverwaltung die

Betroffenen auch von Bürokratie entlasten, so Finanzminister Albert

Füracker (CSU). Mit der Möglichkeit von Fristverlängerungen für

Steuererklärungen, zum Beispiel Lohnsteuer-Anmeldungen oder

Umsatzsteuer-Voranmeldungen, wolle man den Menschen in einer

schwierigen Zeit "mehr Luft" verschaffen.

Betroffenen werde auf Antrag die Abgabefrist für nach dem

28.06.2021 abzugebende Jahressteuererklärungen bis zum

02.11.2021 verlängert. Diese Regelung komme insbesondere

steuerlich beratenen Bürgern zugute, deren reguläre Abgabefrist für

Jahressteuererklärungen 2019 am 31.08.2021 endet. Zudem könnten

von den Unwettern Betroffene Fristverlängerung für die zum 10.08.

und 10.09.2021 einzureichenden Umsatzsteuer-Voranmeldungen

und Lohnsteuer-Anmeldungen bis zum 11.10.2021 beantragen. Die

Finanzämter würden die Umstände besonders berücksichtigen und

könnten so über diese Fristverlängerungen hinaus im Einzelfall sogar

eine weitergehende Fristverlängerung gewähren, so das

Finanzministerium.
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Zusätzlich zu den direkten finanziellen Hilfen habe das Bayerische

Staatsministerium der Finanzen und für Heimat bereits im Juli

umfangreiche steuerliche Maßnahmen für von den Unwettern

betroffene Privatpersonen und Unternehmen bekanntgegeben. So

könnten im Einzelfall Steuern gestundet, Vollstreckungsmaßnahmen

aufgeschoben und Steuervorauszahlungen angepasst werden. Auch

Sonderabschreibungen seien möglich. Muss Hausrat und Kleidung in

größerem Umfang wiederbeschafft werden, könnten diese Ausgaben

unter bestimmten Voraussetzungen steuerlich berücksichtigt werden.

Ansprechpartner sei das jeweils zuständige Finanzamt.

Finanzministerium Bayern, PM vom 04.08.2021

Soforthilfe "Hochwasser": Pfändungsfreiheit von

Soforthilfegeldern

Das Amtsgericht (AG) Euskirchen hat entschieden, dass im Rahmen

der Soforthilfe "Hochwasser" auf so genannte Pfändungsschutzkonten

ausgezahlte Beträge auf entsprechenden Antrag über den

Sockelbetrag hinaus pfandfrei zu stellen sind.

Hierfür spreche die mit der Soforthilfe verbundene Zweckbindung,

erste finanzielle Belastungen zu mildern, die durch die

Unwetterkatastrophe vom 14./15.07.2021 erlittenen Schäden

verursacht wurden. Die vom Bundesgerichtshof für die

Corona-Soforthilfe aufgestellten Grundsätze (Beschluss vom

10.03.2021, VII ZB 24/20) müssten auch für den Fall der Soforthilfe

"Hochwasser" gelten.

Oberlandesgericht Köln, PM vom 05.08.2021 zu Amtsgericht

Euskirchen, Beschluss vom 02.08.2021, 11 M 1030/11, 11 M 3132/11,

11 M 1262/17

Fehlerhafte Steuererklärung: Keine Wiedereinsetzung

Ergeht aufgrund eines fehlerhaften Eintrags in der

Einkommensteuererklärung ein falscher Bescheid, kann keine

Wiedereinsetzung in die Einspruchsfrist gewährt werden. Dies hat das

Finanzgericht (FG) Münster entschieden.

Der Kläger erstellte seine Einkommensteuererklärung für 2017 in

elektronischer Form ohne Mithilfe eines Steuerberaters. Auf der

Anlage V setzte er in der Kategorie "Absetzung für Abnutzung für

Gebäude" unter Ziffer 33 Kreuze für "linear" und "wie 2016".

Ebenfalls unter der Ziffer 33 trug er in den Feldern

"Werbungskosten" und "Summe abzugsfähige Werbungskosten"

jeweils einen Betrag von 2.286 Euro ein, ohne diesen näher zu

erläutern. Das Finanzamt erkannte im Einkommensteuerbescheid für

2017 stattdessen lediglich 752 Euro an und führte in den

Erläuterungen aus, dass die Absetzung für Abnutzung (AfA)

entsprechend der gespeicherten Daten mit 752 Euro berücksichtigt

worden sei.

Nach Ablauf der Einspruchsfrist legte der Kläger Einspruch ein und

beantragte Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. Zur Begründung

führte er aus, dass die Abweichung beim Ansatz der Werbungskosten

für ihn aus dem Bescheid nicht zu erkennen gewesen sei. Das

Finanzamt verwarf den Einspruch als unzulässig und lehnte eine

Wiedereinsetzung ab, da der Kläger bei der Erstellung der

Steuererklärung habe erkennen können, dass sämtliche Eintragungen

unter der Ziffer 33 den Bereich der AfA und nicht die weiteren

Werbungskosten betreffen.

Das FG Münster hat die Klage abgewiesen. Dem Kläger könne keine

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gewährt werden, da er die

Einspruchsfrist schuldhaft versäumt habe. Das Verschulden entfalle

nicht wegen einer unterbliebenen Begründung des

Einkommensteuerbescheids, da das Finanzamt die Abweichung von

der Steuererklärung ausreichend erläutert habe. Hierfür genüge der

Hinweis, dass die AfA entsprechend der gespeicherten Daten

lediglich mit 752 Euro berücksichtigt worden sei. Zu einer weiteren

Begründung, warum der Betrag von 2.286 Euro nicht anerkannt

worden sei, sei das Finanzamt nicht verpflichtet gewesen, da aus der

Erklärung nicht erkennbar gewesen sei, dass es sich hierbei um

sonstige Werbungskosten handeln solle. Die Erklärung stelle sich

objektiv vielmehr so dar, dass der Kläger AfA in dieser Höhe

beantragt habe.

Darüber hinaus habe der Kläger keinerlei Umstände vorgetragen, die

ihn an der rechtzeitigen Einspruchseinlegung gehindert haben

könnten. Vielmehr hätte er einen Abgleich des Bescheids mit den

von ihm beantragten Beträgen innerhalb der Frist vornehmen

können.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 09.03.2021, 6 K 1900/19 E
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Unternehmer

Unwettergeschädigte Unternehmen: Profitieren von

Aussetzung der Insolvenzantragspflicht

Die Bundesregierung hat die von der Bundesministerin der Justiz

vorgelegte Formulierungshilfe für die Koalitionsfraktionen zur

vorübergehenden Aussetzung der Insolvenzantragspflicht aufgrund

der Unwetterkatastrophe im Juli 2021 beschlossen. Die

Formulierungshilfe sieht eine vorrübergehende Aussetzung der

Insolvenzantragspflicht in Fällen vor, in denen der Eintritt einer

Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung von Unternehmen auf den

Auswirkungen der Starkregenfälle und der Hochwasser im Juli 2021

beruht.

Die Regelung soll Unternehmen zugutekommen, die über ein

tragfähiges Geschäftsmodell verfügen, bei denen aber nicht

sichergestellt ist, dass etwa staatliche Finanzhilfen rechtzeitig

innerhalb der gesetzlich vorgeschriebenen Frist zur Stellung eines

Insolvenzantrags bei ihnen ankommen würden. Dadurch soll

verhindert werden, dass Unternehmen Insolvenzanträge stellen

müssen, die unter ökonomischen Gesichtspunkten beispielsweise

angesichts der staatlichen Finanzhilfen und auch unter

Gläubigerschutzgesichtspunkten nicht erforderlich sind.

Eine Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung würde nach § 15a

Insolvenzordnung (InsO) bei juristischen Personen oder

Personengesellschaften ohne voll haftende natürliche Person im

Gesellschafterkreis zu der straf- und haftungsbewehrten

Verpflichtung der Geschäftsleiter führen, spätestens innerhalb von

drei Wochen nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit und sechs Wochen

nach Eintritt der Überschuldung einen Insolvenzantrag zu stellen. Für

Vorstände von Vereinen (§ 42 Absatz 2 Bürgerliches Gesetzbuch

(BGB)) und anderen Rechtsträgern (zum Beispiel Stiftungen), für die §

42 Absatz 2 BGB entsprechend anwendbar ist, besteht im Falle der

Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung eine zwar nicht

strafbewehrte, aber haftungsbewehrte Insolvenzantragspflicht.

Die Aussetzung der Insolvenzantragspflicht soll nur gelten, solange

die Antragspflichtigen ernsthafte Finanzierungs- oder

Sanierungsverhandlungen führen und dadurch begründete Aussichten

auf eine Sanierung bestehen.

Die Regelung soll rückwirkend ab dem 10.07.2021 bis zum 31.10.2021

gelten. Außerdem sieht der Entwurf eine Verordnungsermächtigung

für das Bundesjustizministerium vor, sodass die Aussetzung der

Insolvenzantragspflicht längstens bis zum 31.03.2022 verlängert

werden könnte.

Die Formulierungshilfe wird laut Justizministerium nun den

Koalitionsfraktionen zur Umsetzung übersandt.

Bundesjustizministerium, PM vom 04.08.2021

Anträge auf Wirtschaftsförderung: Exakte Angaben

zwingend erforderlich

Es besteht kein Anspruch auf regionale Wirtschaftsförderung, wenn

das zu fördernde Vorhaben an einem von den Antragsunterlagen

abweichenden Investitionsort realisiert wird. Dies hat das

Verwaltungsgericht (VG) Koblenz entschieden.

Die Klägerin, ein Handwerksbetrieb mit Betriebsstätten in

unterschiedlichen Ortsgemeinden, stellte einen Antrag auf regionale

Wirtschaftsförderung für Werkzeugmaschinen im Wert von rund

121.000 Euro. Im Antragsformular gab sie einen bestimmten

Investitionsort an, ließ die durch die Beklagte in einer vorläufigen

Entscheidung als grundsätzlich förderfähig eingestuften Maschinen

aber an eine hiervon abweichende Betriebsstätte liefern. Dort lagerte

und nutze die Klägerin die Maschinen. Die Beklagte lehnte daraufhin

den Förderantrag ab, weil die Umsetzung des Vorhabens nicht

entsprechend den Angaben im Förderantrag erfolgt sei.

Die Klägerin macht unter anderem geltend, ihre Betriebsstätten

lägen in derselben Verbandsgemeinde und wiesen die gleiche

Postleitzahl auf. Weil der Zweck der Förderung auch am aktuellen

Standort der Maschinen erreicht werde, handele es sich bei der

Ablehnung ihres Antrags um einen "überspitzten Formalismus".

Das VG folgte dieser Argumentation nicht und wies die Klage ab. Für

die in Streit stehenden Fördermittel der regionalen

Wirtschaftsförderung sei entscheidend, dass ein Vorhaben an dem

im Antragsformular benannten Investitionsort umgesetzt werde. Die

entsprechende Angabe sei dabei keine bloße Formalität. Es handele

sich vielmehr um eine subventionserhebliche Tatsache, aus der sich

ergebe, ob sich das Vorhaben im Fördergebiet befinde und wie hoch

der Förderhöchstbetrag sei.

Zudem lasse sich erst ausgehend von den Verhältnissen an einem

konkreten Investitionsort beurteilen, ob ein Vorhaben förderfähig

sei. Bei dieser Bewertung fänden auch Stellungnahmen der

Bundesagentur für Arbeit und der zuständigen Handwerkskammer

Berücksichtigung. Auf die seitens der Klägerin genannten Kriterien

wie die Postleitzahl oder die nur geringe Entfernung zwischen den

Betriebsstätten komme es demgegenüber nicht an.
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Dabei sähen die einschlägigen Förderbestimmungen auch keine

Heilungsmöglichkeit durch das nachträgliche Verbringen der

Maschinen an den zunächst angegebenen Standort vor. Das in einer

anderen Betriebsstätte bereits umgesetzte Vorhaben sei ferner als

solches nicht förderfähig. Zuwendungen würden nur für Vorhaben

gewährt, mit deren Durchführung nicht bereits vor Antragstellung

und der schriftlichen Bestätigung durch die Beklagte, dass die

Fördervoraussetzungen vorbehaltlich einer detaillierten Prüfung dem

Grunde nach erfüllt würden, begonnen worden sei. Das sei bezogen

auf den tatsächlichen Investitionsort der Maschinen aber der Fall.

Gegen die Entscheidung können die Beteiligten die Zulassung der

Berufung durch das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz

beantragen.

Verwaltungsgericht Koblenz, Urteil vom 08.06.2021, 5 K 930/20.KO,

nicht rechtskräftig

Ermittlung anteiliger unternehmerischer Nutzung

eines Pkw: Leasingsonderzahlungen laufzeitbezogen

zu berücksichtigen

Verwendet ein Steuerpflichtiger einen geleasten Pkw teils für

unternehmerische Zwecke und macht er dafür die tatsächlichen

Kosten geltend, so gehört eine bei Leasingbeginn zu erbringende

Sonderzahlung in Höhe der anteiligen unternehmerischen Nutzung

des Pkw zu den sofort abziehbaren Betriebsausgaben beziehungsweise

Werbungskosten. Die Höhe der anteiligen unternehmerischen

Nutzung bestimmt sich allerdings nach einer laufzeitbezogenen

Betrachtungsweise, wie das Finanzgericht (FG) Schleswig-Holstein

entschieden hat.

Der Kläger schloss 2013 einen Leasingvertrag über einen Mercedes

Benz mit einer Laufzeit von 36 Monaten. Das Fahrzeug wurde Anfang

Dezember 2013 ausgeliefert. Der Kläger leistete eine

Leasingsonderzahlung von 36.490,88 Euro zuzüglich 6.933,27 Euro

Umsatzsteuer. Im Dezember 2013 nutzte er das Fahrzeug zu rund 71

Prozent für seine selbstständige Tätigkeit, zu rund 13 Prozent im

Rahmen seiner Vermietungstätigkeit und im Übrigen privat. Im

gesamten Leasingzeitraum Dezember 2013 bis Dezember 2016

nutzte der Kläger das Fahrzeug hingegen lediglich zu 12,16 Prozent

für seine selbstständige Tätigkeit und zu 6,24 Prozent für seine

Vermietungstätigkeit. Der Kläger begehrte für 2013, die

Leasingsonderzahlung ausgehend von einem beruflichen

Nutzungsanteil von insgesamt 84 Prozent zum Betriebsausgaben-

beziehungsweise Werbungskostenabzug zuzulassen.

Nach Auffassung des FG gehört die bei Leasingbeginn erbrachte

Sonderzahlung zwar in Höhe der anteiligen unternehmerischen

Nutzung des Pkw zu den sofort abziehbaren Betriebsausgaben

beziehungsweise Werbungskosten. Bei der Höhe der anteiligen

unternehmerischen Nutzung sei aber auf eine laufzeitbezogene

Betrachtungsweise abzustellen. Daher sei die Leasingsonderzahlung

im Jahr 2013 lediglich (entsprechend dem laufzeitbezogenen Anteil

der unternehmerischen Nutzung) in Höhe von 12,16 Prozent bei den

Einkünften aus selbstständiger Tätigkeit und in Höhe von 6,24

Prozent bei den Vermietungseinkünften abzugsfähig.

Die Entscheidung des FG ist noch nicht rechtskräftig. Die Revision ist

beim Bundesfinanzhof unter dem Aktenzeichen VIII R 1/21 anhängig.

Finanzgericht Schleswig-Holstein, Urteil vom 23.11.2020, 3 K 1/20,

nicht rechtskräftig
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Kapital-

anleger

Cum-Ex-Ahndung: Bundesrat will Gesetzesänderung

Eine Regelung zur Verschwiegenheitspflicht im Börsengesetz

beeinträchtigt nach Ansicht des Bundesrates die Ahndung von

Cum-Ex-Straftaten. Die Länderkammer hatte deshalb auf ihrer

Sitzung Ende Juni 2021 einen Gesetzentwurf (BT-DRs. 19/31872) zur

Änderung des Börsengesetzes beschlossen, der nun dem Bundestag

zugegangen ist.

Beraten wird er allerdings erst vom Ende September 2021 zu

wählenden neuen Bundestag. Im Cum-Ex-Skandal ging es um die

Erschleichung von Steuererstattungen durch Ausnützen einer

Regelungslücke. Die Methode wurde inzwischen höchstrichterlich als

Straftat eingestuft.

Kern des Gesetzentwurfes ist die Streichung von § 10 Absatz 3 des

Börsengesetzes. Diese Regelung führe dazu, heißt es im Entwurf, "dass

insbesondere die Börsen sowie auch die Börsenaufsichtsbehörden der

Länder konkrete Tatsachen, die ihnen vorliegen" nicht den

Finanzbehörden mitteilen dürften, "obwohl diese Tatsachen für die

Aufarbeitung und Ahndung der Cum-Ex-Sachverhalte mitunter

entscheidend sind".

Deutscher Bundestag, PM vom 10.08.2021

Änderung der AGB einer Bank: Zustimmung des

Kunden darf nicht fingiert werden

Klauseln in Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) einer Bank, die

ohne inhaltliche Einschränkung die Zustimmung des Kunden zu

Änderungen der AGB und Sonderbedingungen fingieren, sind

unwirksam. Dies stellt der Bundesgerichtshof (BGH) klar.

Der Kläger ist der Bundesverband der Verbraucherzentralen und

Verbraucherverbände. Die beklagte Bank verwendet in ihrem

Geschäftsverkehr mit Verbrauchern AGB, die Klauseln enthalten, die

im Wesentlichen den Nr. 1 Absatz 2 AGB-Banken und Nr. 2 Absatz 1

bis 3 AGB-Sparkassen beziehungsweise den Nr. 12 Absatz 5

AGB-Banken und Nr. 17 Absatz 6 AGB-Sparkassen entsprechen.

Danach werden AGB-Änderungen den Kunden spätestens zwei

Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in

Textform angeboten. Die Zustimmung des Kunden gilt als erteilt,

wenn er seine Ablehnung nicht vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt

des Wirksamwerdens der Änderungen angezeigt hat.

Auf diese Genehmigungswirkung weist ihn die Bank in ihrem

Angebot besonders hin. Der Kunde hat die Möglichkeit der

Kündigung.

Der Kläger hält die Klauseln für unwirksam. Er begehrt mit seiner

Klage, der Beklagten bei Meidung von Ordnungsmitteln aufzugeben,

es zu unterlassen, die Klauseln in Verträge mit Verbrauchern

einzubeziehen und sich auf die Klauseln zu berufen.

Das Landgericht hat die Klage, mit der der Kläger in erster Instanz

außerdem noch die Erstattung von Abmahnkosten nebst

Rechtshängigkeitszinsen verlangt hat, abgewiesen. Das

Berufungsgericht hat seine Berufung, mit der er sein Klagebegehren

mit Ausnahme seines Zahlungsantrags weiterverfolgt hat,

zurückgewiesen. Der BGH hat das Berufungsurteil aufgehoben und

die beklagte Bank nach Maßgabe der in zweiter Instanz gestellten

Anträge verurteilt.

Die Klauseln unterlägen vollumfänglich der AGB-Kontrolle. Das gelte

auch, soweit sie Zahlungsdiensterahmenverträge erfassten. § 675g

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) sperre die Anwendung der §§ 307 ff.

BGB nicht. Das folge aus dem Unionsrecht (vgl. EuGH, Urteil vom

11.11.2020 – C-287/19 – "DenizBank"), dessen Umsetzung § 675g

BGB diene und der in diesem Sinne unionsrechtskonform auszulegen

sei.

Die Klauseln, die so auszulegen seien, dass sie sämtliche im Rahmen

der Geschäftsverbindung geschlossenen Verträge der Beklagten mit

ihren Kunden wie etwa auch das Wertpapiergeschäft und den

Sparverkehr betreffen, hielten der eröffneten AGB-Kontrolle nicht

stand.

Nr. 1 (2) der AGB der Beklagten betreffe alle Änderungen "dieser"

Geschäftsbedingungen, also der AGB, die zugleich mit Nr. 1 (2) AGB

vereinbart werden, und Änderungen (künftiger) "besonderer

Bedingungen" für einzelne gesondert vereinbarte Geschäftszweige,

die das gesamte Tätigkeitsspektrum der Beklagten umfassen. Sie

betreffe nicht nur Anpassungen einzelner Details der vertraglichen

Beziehungen der Parteien mittels einer fingierten Zustimmung des

Kunden, sondern ohne inhaltliche oder gegenständliche

Beschränkung jede vertragliche Änderungsvereinbarung. Damit

weiche sie von wesentlichen Grundgedanken der §§ 305 Absatz 2,

311 Absatz 1, 145 ff. BGB ab, indem sie das Schweigen des

Verwendungsgegners als Annahme eines Vertragsänderungsantrags

qualifiziert.
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Diese Abweichung benachteilige die Kunden der Beklagten

unangemessen nach § 307 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Nr. 1 BGB, so der

BGH.

Eine unangemessene Benachteiligung des Vertragspartners des

Verwenders werde vermutet, wenn eine klauselmäßige Abweichung

von wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung gegeben

ist. Die allgemeine Änderungsklausel biete eine Handhabe, unter

Zuhilfenahme einer Zustimmungsfiktion im Fall einer fehlenden

fristgerechten Ablehnung das Vertragsgefüge insgesamt

umzugestalten. Dass "vereinbarte" Änderungen ihrerseits der

Ausübungskontrolle unterliegen, gleiche diesen Umstand nicht aus.

Für so weitreichende, die Grundlagen der rechtlichen Beziehungen der

Parteien betreffende Änderungen, die dem Abschluss eines neuen

Vertrags gleichkommen können, ist laut BGH vielmehr ein den

Erfordernissen der §§ 305 Absatz 2, 311 Absatz 1, 145 ff. BGB

genügender Änderungsvertrag notwendig.

Auch Nr. 12 (5) der AGB der Beklagten halte einer Inhaltskontrolle

nicht stand, heißt es in dem Urteil weiter. Die Klausel betreffe

Entgelte für Hauptleistungen. Damit benachteilige sie auch unter

Berücksichtigung des Umstands, dass keine einseitige

Anpassungsbefugnis der Beklagten besteht, sondern Änderungen des

Vertragsverhältnisses nur im Wege eines – gegebenenfalls fingierten –

Konsenses zustande kommen sollen, die Kunden der Beklagten

entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen (§ 307

Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Nr. 1 BGB). Mittels Zustimmungsfiktion

könne die vom Kunden geschuldete Hauptleistung geändert werden,

ohne dass dafür Einschränkungen vorgesehen sind. Die Beklagte

erhalte damit eine Handhabe, das Äquivalenzverhältnis von Leistung

und Gegenleistung erheblich zu ihren Gunsten zu verschieben und

damit die Position ihres Vertragspartners zu entwerten. Für solche

weitreichenden, die Grundlagen der rechtlichen Beziehungen der

Parteien betreffenden Änderungen sei, wie oben ausgeführt, ein den

Erfordernissen der §§ 305 Absatz 2, 311 Absatz 1, 145 ff. BGB

genügender Änderungsvertrag notwendig. Eine Zustimmungsfiktion

im Fall einer fehlenden fristgerechten Ablehnung reiche hierfür unter

Berücksichtigung der berechtigten Interessen des

Verwendungsgegners nicht aus.

Bundesgerichtshof, Urteil vom 27.04.2021, XI ZR 26/20

Kapitalertragsteuerbescheinigung liefert keinen

Vollbeweis für Erhebung der Kapitalertragsteuer

Das Hessische Finanzgericht (FG) hatte in einem Verfahren des

einstweiligen Rechtsschutzes erneut über die Rücknahme der

Anrechnung von Kapitalertragsteuer (KapSt) bei Cum/ex-Geschäften

zu entscheiden. Es hat sich vor allem mit der Frage

auseinandergesetzt, welcher Beweiswert einer unrichtigen

Kapitalertragsteuerbescheinigung zukommt, und entschieden, dass

die Bescheinigung über Kapitalertragsteuer keinen Vollbeweis für die

Erhebung der Kapitalertragsteuer liefert.

Sie sei lediglich ein unverzichtbares Nachweismittel, um eine

praktikable und rechtssichere Durchführung von

Kapitalertragsteuer-Anrechnung zu ermöglichen. Lägen Indizien vor,

die eine erhebliche Wahrscheinlichkeit dafür begründen, dass die

erworbenen Aktien aus einem Leerverkauf stammten und von einer

ausländischen Depotbank bezogen wurden, greife der

Anscheinsbeweis der Steuerbescheinigung für die Erhebung der

Kapitalertragsteuer nicht ein.

Weiterhin entschied das FG, dass bei so genannten

Back-to-Back-Geschäften, bei denen sich der Broker als

Aktienverkäufer nahezu zeitgleich selbst mit den Aktien eindecke, die

von einer ausländischen Depotbank geliefert werden, kein

Anscheinsbeweis zugunsten der Erhebung von Kapitalertragsteuer

bei Auszahlung der Nettodividende an die Depotbank des

Aktienkaufes besteht.

Darüber hinaus könne von der Nichterhebung der

Kapitalertragsteuer auch dann ausgegangen werden, wenn die

Aktien über so genannte Futures oder Calloptionen wieder an den

ursprünglichen Aktienlieferanten zurückübertragen werden und eine

Differenzbetrachtung der Einkaufs- und Rückkaufspreise zuzüglich

der Nettodividende einen Verlust ergebe, sodass das Geschäft nur

durch die Aufteilung der nicht entrichteten Kapitalertragsteuer

profitabel werde.

Des Weiteren macht das FG Ausführungen dazu, wer das den

Verkaufsauftrag ausführende Kreditinstitut ist, das zur Einbehaltung

der Kapitalertragsteuer verpflichtet ist.

Hintergrund der "Cum/ex-Geschäfte" ist der Handel von Aktien mit

("cum") und ohne ("ex") Dividendenberechtigung rund um einen

Dividendenstichtag, der bei bestimmter Gestaltung die Gefahr einer

doppelten/mehrfachen Anrechnung von (einmal erhobener)

Kapitalertragsteuer in sich trägt.

Finanzgericht Hessen, Beschluss vom 06.04.2021, 4 V 723/20,

rechtskräftig
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Immobilien-

besitzer

Sonderabschreibung: Steuervorteil für neue

Mietwohnungen noch bis Ende 2021 sichern

Wer als Vermieter neue Wohnungen kauft oder bauen lässt, kann

unter bestimmten Voraussetzungen Sonderabschreibungen in seiner

Steuererklärung berücksichtigen lassen – zusätzlich zur normalen

Gebäudeabschreibung. Allerdings ist der entsprechende Bauantrag

spätestens bis Ende 2021 einzureichen. Hierauf weist der Lohn- und

Einkommensteuer Hilfe-Ring Deutschland e.V. hin.

Neben der normalen Gebäudeabschreibung könnten Vermieter für

neu gekauften oder angeschafften Wohnraum Sonderabschreibungen

von bis zu fünf Prozent jährlich als Werbungskosten in der

Steuererklärung absetzen. Das gelte für das Jahr der Anschaffung

beziehungsweise Herstellung und die drei darauffolgenden Jahre.

Ferienwohnungen, Hotels und Pensionen seien allerdings nicht

begünstigt.

Um den Steuervorteil zu nutzen, müsse der Bauantrag oder – falls

kein solcher erforderlich ist – die Bauanzeige vor dem 01.01.2022

eingereicht werden. Bei einer späteren Abgabe sei die

Sonderabschreibung nicht mehr möglich, so der

Lohnsteuerhilfeverein. Durch die Corona-Pandemie könne es generell

zu längeren Bearbeitungszeiten kommen. Zudem boome die

Baubranche und Architekten sowie Bauingenieure hätten kaum noch

freie Kapazitäten.

Zusätzlich zur Frist bis Ende 2021 sei zu beachten, dass neuer, noch

nicht vorhandener Wohnraum geschaffen werden müsse. Beim Kauf

eines Objektes gelte es als neu, wenn diese in jenem Jahr gekauft

wurde, in dem es fertiggestellt wurde. Entscheidend sei der Übergang

von Besitz, Nutzen und Lasten. Der Wohnraum müsse sich zudem in

Deutschland oder in einem EU-Mitgliedsstaat befinden und sich für

eine Haushaltsführung eignen. Es müsse also eine baulich getrennte,

abgeschlossene Wohneinheit vorhanden sein. Die Wohnfläche müsse

mindestens 23 Quadratmeter betragen. Bei Wohnungen in

Studentenwohnheimen, Appartements in Seniorenheimen oder

Unterkünften im betreuten Wohnen seien nur 20 Quadratmeter

verpflichtend – vorausgesetzt diese Wohnungen verfügten über eine

eigene Kochgelegenheit und über ein Bad/WC.

Weiter dürften die Anschaffungs- oder Herstellungskosten

insgesamt nicht höher als 3.000 Euro pro Quadratmeter

Wohnfläche sein. Dieses Limit nenne die Finanzverwaltung auch

Baukostenobergrenze. Der Wohnraum müsse im Jahr der

Anschaffung oder Herstellung und in den folgenden neun Jahren

gegen Entgelt zu Wohnzwecken vermietet werden – also insgesamt

zehn Jahre, so der Lohn- und Einkommensteuer Hilfe-Ring.

Sind alle Voraussetzungen erfüllt, sei die Sonderabschreibung

möglich. Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten der Wohnung

bildeten dabei die Bemessungsgrundlage. Maximal berücksichtige

das Finanzamt jedoch jährlich fünf Prozent von 2.000 Euro je

Quadratmeter Wohnfläche. Zusammen mit der normalen

Gebäudeabschreibung könnten so innerhalb von vier Jahren bis zu 28

Prozent der Anschaffungs- oder Herstellungskosten in der

Steuererklärung abgesetzt werden. Wenn man weniger als fünf

Prozent Sonderabschreibung jährlich beanspruche, werde der

verbleibende Rest nicht in den Folgejahren berücksichtigt.

Zu beachten sei allerdings, dass die Sonderabschreibungen

rückgängig gemacht werden, wenn die Wohnung nicht über den

gesamten Zehn-Jahreszeitraum vermietet oder nachträglich die

Baukostenobergrenze überschritten wird. Das Finanzamt hebe dann

rückwirkend die Steuerbescheide auf oder ändere sie ab – auch wenn

diese schon bestandskräftig waren. Das Gleiche passiere, wenn der

Wohnraum frühzeitig veräußert werde und der Veräußerungsgewinn

nicht der Einkommensteuer unterliegt.

Lohn- und Einkommensteuer Hilfe-Ring Deutschland e.V., PM vom

05.08.2021

Übernachtungssteuern: Vermietungsportal muss

Auskunft über private Unterkünfte erteilen

Ein Onlineportal der Stadt Köln muss Auskunft über die bei ihm

registrierten privaten Beherbergungsbetriebe erteilen. Das

Oberverwaltungsgericht (OVG) Nordrhein-Westfalen hat einen

entsprechenden Beschluss des Kölner Verwaltungsgerichts (VG)

bestätigt.
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Die Klägerin betreibt eine Internetplattform, auf der unter anderem

für das Stadtgebiet von Köln entgeltliche private

Übernachtungsmöglichkeiten angeboten werden. Die Stadt Köln

erhebt auf der Grundlage einer Satzung eine so genannte

Kulturförderabgabe (Übernachtungssteuer). Die Klägerin klagt gegen

ein Auskunftsersuchen, mit dem die beklagte Stadt Köln die

Mitteilung der bei ihr registrierten Beherbergungsbetriebe zum Zweck

der Steuererhebung verlangte. Das VG Köln hat die Klage abgewiesen.

Den Antrag der Klägerin auf Zulassung der Berufung hat das OVG nun

abgelehnt.

Das VG habe zu Recht angenommen, dass der Stadt Köln die Identität

privater Beherbergungsbetreiber in ihrem Stadtgebiet im

Wesentlichen nicht bekannt sei und eine erhebliche Anzahl von

Anbietern Beherbergungen gegen Entgelt in den von ihnen

angebotenen Unterkünften nicht versteuerten, so das OVG. Die Stadt

habe daher die Klägerin auffordern dürfen, ihr die Namen und

Adressen aller Anbieter von entgeltlichen

Übernachtungsmöglichkeiten im Gebiet der Stadt Köln auf ihrer

Website mitzuteilen, um aus diesen diejenigen Anbieter zu ermitteln,

die entgeltliche Beherbergungen bisher verschwiegen hätten.

Die Stadt könne wegen des unverhältnismäßig großen Aufwands

auch nicht darauf verwiesen werden, die privaten

Unterkunftsbetreiber auf der Website der Klägerin – im Zeitpunkt der

Entscheidung durch das VG rund 300 in Köln – sowie auf anderen

vergleichbaren Websites jeweils durch Einzelabfrage auf diesen

Onlineplattformen zu ermitteln.

Der Beschluss ist unanfechtbar. Das Urteil des VG Köln ist damit

rechtskräftig.

Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom

26.04.2021, 14 A 2062/17, unanfechtbar

Mietrecht: Vermieter darf es untersagen, Inkassos

einzuschalten

Dass Mieter es Inkassounternehmen übertragen können, ihre

Interessen (zum Beispiel mit Blick auf Mieterhöhungen, Mängeln in

der Wohnung oder Schönheitsreparaturen) durchzusetzen, ist vom

Bundesgerichtshof grundsätzlich bestätigt worden.

Allerdings hat das Amtsgericht Berlin-Tempelhof Vermietern einen

Weg "erlaubt", solche Abtretungen zu verhindern: Vermieter dürfen

mietvertraglich ein "Abtretungsverbot" vereinbaren.

Hat ein Mieter ein solches im Mietvertrag unterschrieben, so darf er

ein Inkassounternehmen nicht einschalten. Er werde dadurch nicht

unangemessen benachteiligt. Der Vermieter habe ein "berechtigtes

Interesse daran, nicht mit einer Vielzahl möglicher Neugläubiger

konfrontiert zu werden".

AmG Berlin-Tempelhof, 11 C 108/20

Mietrecht: Auch ein finanziell schwacher Mieter

muss für Schäden geradestehen

Ist in einer Mietwohnung durch das Verschulden des Mieters (der

von Hartz IV lebt) ein Wasserschaden entstanden, wofür er zur

Zahlung von Schadenersatz an seinen Vermieter verurteilt worden

ist (hier in Höhe von 4.500 Euro), so kann er aus der Wohnung

"fliegen", wenn er auch nach mehr als zwei Jahren noch nichts

gezahlt hat.

Das gilt auch dann, wenn die Miete regelmäßig (vom Jobcenter)

überwiesen worden ist und auch die Schadenersatzforderung vom

Jobcenter beglichen wurde, nachdem der Vermieter Räumungsklage

eingereicht hatte.

Es stelle eine erhebliche Vertragsverletzung dar, so das Landgericht

Berlin, dass der Mieter sogar titulierte Schadenersatzansprüche des

Vermieters nicht erfülle. Auch finanziell schwache Mieter müssen

sich um die Bezahlung von Schulden kümmern.

Allerdings durfte der Mieter hier wenigstens bis zum Ablauf der

ordentlichen Kündigungsfrist in der Wohnung bleiben.

LG Berlin, 65 S 231/19
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Angestellte

Covid-19: Quarantäne schließt Entgeltfortzahlung

nicht aus

Eine gegenüber einem arbeitsunfähig erkrankten Arbeitnehmer

angeordnete Quarantäne schließt dessen

Entgeltfortzahlungsanspruch nicht aus. Dies stellt das Arbeitsgericht

(ArbG) Aachen klar.

Der klagende Arbeitnehmer suchte im Mai 2020 wegen Kopf- und

Magenschmerzen einen Arzt auf. Dieser stellte die Arbeitsunfähigkeit

fest, führte einen Covid-19-Test durch und meldete dies gegenüber

dem zuständigen Gesundheitsamt. Das Gesundheitsamt ordnete

wenige Tage später gegenüber dem Kläger Quarantäne an; der

Covid-19-Test fiel im Nachgang negativ aus.

Nach Kenntnis von der Quarantäneanordnung zog die Arbeitgeberin

die zunächst an den Kläger geleistete Entgeltfortzahlung von der

Folgeabrechnung wieder ab und brachte stattdessen eine

Entschädigung nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSG) zur

Auszahlung. Sie hat sich darauf berufen, dass bei einem

Zusammentreffen von Quarantäne und Erkrankung Ansprüche nach

dem IfSG Entgeltfortzahlungsansprüche verdrängten.

Die auf Zahlung der sich aus der Rückrechnung ergebenden Differenz

gerichtete Klage hatte Erfolg. Das ArbG ist der Argumentation der

Arbeitgeberin nicht gefolgt und hat festgestellt, dass die angeordnete

Quarantäne den Entgeltfortzahlungsanspruch des arbeitsunfähig

erkrankten Klägers nicht ausschließt. Es sei zwar richtig, dass der

Entgeltfortzahlungsanspruch die Arbeitsunfähigkeit als einzige

Ursache für den Wegfall des Arbeitsentgeltanspruches voraussetze.

Diese Voraussetzung liege hier aber vor, da der Arzt die

Arbeitsunfähigkeit aufgrund der Kopf- und Magenschmerzen

attestiert habe.

Demgegenüber bestehe der Entschädigungsanspruch nach § 56

Absatz 1 IfSG gerade nicht für arbeitsunfähig Kranke, sondern nur für

Ausscheider, Ansteckungs- und Krankheitsverdächtige. Nur bei den

Genannten, bei denen der Verdienst gerade aufgrund einer

infektionsschutzrechtlichen Maßnahme entfalle, müsse auf die

subsidiäre Regelung des IfSG zurückgegriffen werden.

Arbeitsgericht Aachen, Urteil vom 30.03.2021, 1 Ca 3196/20,

rechtskräftig

Umzugskostenpauschalen: Neues BMF-Schreiben

Das Bundesfinanzministerium hat ein neues Schreiben

herausgegeben, in dem es um die Anwendung der §§ 6 bis 10 des

Bundesumzugskostengesetzes (BUKG) für Umzüge ab 01.04.2021

beziehungsweise 01.04.2022 geht.

Danach ist maßgeblich für die Ermittlung der Pauschalen der Tag vor

dem Einladen des Umzugsguts.

Der Höchstbetrag nach § 9 Absatz 2 BUKG, der für die Anerkennung

von Auslagen für den durch den Umzug bedingten zusätzlichen

Unterricht für ein Kind des Berechtigten (nach § 6 Absatz 3 Satz 2

BUKG) maßgebend ist, beträgt ab 01.04.2021 1.160 Euro und ab

01.04.2022 1.181 Euro.

Der Pauschbetrag für sonstige Umzugsauslagen beträgt für

Berechtigte (§ 10 Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 BUKG) ab 01.04.2021 870

Euro und ab 01.04.2022 886 Euro. Für jede andere Person (Ehegatte,

der Lebenspartner sowie die ledigen Kinder, Stief- und Pflegekinder,

die auch nach dem Umzug mit dem Berechtigten in häuslicher

Gemeinschaft leben – § 10 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 BUKG)

beträgt der Pauschbetrag für sonstige Umzugsauslagen ab

01.04.2021 580 Euro und ab 01.04.2022 590 Euro.

Für Berechtigte, die am Tag vor dem Einladen des Umzugsgutes

keine Wohnung hatten oder nach dem Umzug keine eigene

Wohnung eingerichtet haben, beträgt die Pauschvergütung nach §

10 Absatz 2 BUKG ab 01.04.2021 174 Euro und ab 01.04.2022 177

Euro.

Das BMF-Schreiben vom 20.05.2020 (IV C 5 - S 2353/20/10004

:001) ist auf Umzüge nicht mehr anzuwenden, bei denen der Tag vor

dem Einladen des Umzugsguts nach dem 31.03.2021 liegt, teilt das

BMF mit.

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 21.07.2021, IV C 5 - S

2353/20/10004 :002
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Arbeitslosengeld I: Aufgepasst beim Online-Antrag

Verliert ein Berufskraftfahrer seinen Job, und hat er sich bei der

Agentur für Arbeit arbeitslos gemeldet, bevor er im Internet über das

so genannte eService-Angebot der Arbeitsagentur Arbeitslosengeld I

beantragt (was auch bewilligt und bezahlt wurde), so sollte er den

Empfang des Merkblatts "Rechte und Pflichten" nicht bestätigen,

ohne es auch wirklich gelesen zu haben.

Nimmt er nämlich eine einwöchige Probearbeit in Vollzeit auf, so darf

ihm das Arbeitslosengeld I gestrichen werden, wenn er diese Probe

nicht bei der Agentur für Arbeit anmeldet. Er galt in dieser Zeit als

"nicht vermittelbar".

Sein Argument, er habe das nicht gewusst, zog vor dem

Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen nicht.

Hier war das für den Mann besonders bitter, weil die Probearbeit

unbezahlt war und nicht zu einer Anstellung führte – jedoch das

Arbeitslosengeld I auch für die Folgezeit gestrichen werden durfte.

Denn der Mann hätte sich nach der Probearbeit erneut arbeitslos

melden müssen, was er nicht tat. Insgesamt musste er rund 5.000

Euro zurückzahlen.

LSG Niedersachsen-Bremen, L 11 AL 15/19

Häusliches Arbeitszimmer: Auch eine

"Teil-Beschäftigung" am Wochenende kann zählen

Für ein häusliches Arbeitszimmer können – je nach Nutzung –

entweder sämtliche Kosten oder beschränkt (maximal 1.250 Euro)

abgezogen werden. Das Finanzamt schaut genau auf die Umstände

des Einzelfalls.

In einem Fall vor dem Finanzgericht Berlin-Brandenburg ging es um

eine Amtsanwältin, die im Regelfall zwischen 9.00 Uhr und 15.00 Uhr

in den Büroräumen des Arbeitgebers Dienst hatte. An Wochenenden

gab es Bereitschaftsdienste, wofür sie in ihrer Wohnung ein häusliches

Arbeitszimmer "ausschließlich für ihre berufliche Tätigkeit"

eingerichtet hatte. Sie setzte die 1.250 Euro an – das Finanzamt

verweigerte die Anerkennung. Denn sie verfüge bei ihrem Arbeitgeber

über einen anderen Arbeitsplatz.

Allerdings konnte sie diesen an den Wochenenden nicht nutzen. Das

Gericht stellte auf diese Bereitschaft am Wochenende ab. Für diese

(Teil-)Tätigkeit steht das Büro im Amt nicht zur Verfügung.

Das gelte auch dann, wenn die Bereitschaftsdienste nur einen

kleinen Teil der jährlich zu leistenden Arbeitszeit umfassen (hier

waren das weniger als 5 %).

FG Berlin-Brandenburg, 7 K 7097/18 vom 07.12.2020

Kindergartenbeiträge: Kein Abzug in Höhe steuerfrei

gezahlter Arbeitgeberzuschüsse

Die als Sonderausgaben abziehbaren Kindergartenbeiträge sind um

die dazu geleisteten steuerfreien Arbeitgeberzuschüsse zu kürzen.

Dies stellt der Bundesfinanzhof (BFH) klar.

Die verheirateten Kläger zahlten für die Betreuung ihrer

minderjährigen Tochter einen Kindergartenbeitrag in Höhe von 926

Euro. Zugleich erhielt der Kläger von seinem Arbeitgeber einen

steuerfreien Kindergartenzuschuss in Höhe von 600 Euro. Das

Finanzamt kürzte die von den Klägern mit ihrer

Einkommensteuererklärung in voller Höhe (926 Euro) geltend

gemachten Sonderausgaben um den steuerfreien

Arbeitgeberzuschuss. Einspruch und Klage hatten keinen Erfolg.

Nach § 10 Absatz 1 Nr. 5 Satz 1 Einkommensteuergesetz (EStG)

könnten Kinderbetreuungskosten und damit auch

Kindergartenbeiträge unter bestimmten Voraussetzungen als

Sonderausgaben geltend gemacht werden. Sonderausgaben setzten

nach der gesetzlichen Regelung aber Aufwendungen voraus, so der

BFH.

Er vertrat die Ansicht, dass als Sonderausgaben daher nur solche

Ausgaben berücksichtigt werden dürfen, durch die der

Steuerpflichtige tatsächlich und endgültig wirtschaftlich belastet ist.

Gewährt der Arbeitgeber einen steuerfreien zweckgebundenen

Arbeitgeberzuschuss zu den Kinderbetreuungskosten (§ 3 Nr. 33

EStG), werde die wirtschaftliche Belastung des Steuerpflichtigen in

diesem Umfang gemindert. Damit würden auch unberechtigte

Doppelbegünstigungen vermieden. Die Kürzung der Sonderausgaben

um die steuerfreien Arbeitgeberleistungen erfolge gleichermaßen bei

verheirateten als auch bei unverheirateten Elternteilen.

Bundesfinanzhof, Beschluss vom 14.04.2021, III R 30/20
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Familie und

Kinder

Corona-Impfungen an Schulen: Mutter mit Eilantrag

erfolglos

Vor dem Verwaltungsgericht (VG) Schleswig war ein Eilantrag mit

dem Ziel, keine Impfungen von Schülern an den Gymnasien und

Gemeinschaftsschulen des Landes durchzuführen, erfolglos. Der

Antragstellerin, mutmaßlich die Mutter eines betroffenen Kindes,

fehle bereits die erforderliche Antragsbefugnis, so das

Verwaltungsgericht (VG) Schleswig. Insbesondere sei das Elternrecht

aus Artikel 6 Absatz 2 Satz 1 Grundgesetz nicht betroffen.

Bei dem Impfangebot in der Schule handele es sich um ein freiwilliges

Angebot, das niemand annehmen müsse. Es werde auch weder von

den Eltern noch von den Schülern, die das Angebot nicht annehmen

möchten, eine Erklärung verlangt. Auch übe die Schulverwaltung

keinen unzumutbaren mittelbaren Druck auf die Betroffenen aus.

Zwar sei es nicht ausgeschlossen, dass andere Schüler am Impftag in

der Schule Kenntnis davon erhielten, wer sich nicht impfen lasse. Aus

der Nichtteilnahme an der Impfung könne jedoch nicht auf eine

bestimmte, möglicherweise weltanschaulich geprägte innere

Einstellung zu den Impfungen geschlossen werden, da die

Nichtteilnahme eine Vielzahl von Gründen haben könne.

Fragen der Einwilligung durch die Eltern beziehungsweise der

Einsichtsfähigkeit der betroffenen Schüler seien nicht Gegenstand des

gerichtlichen Verfahrens. Schließlich sei auch nicht ersichtlich, dass

die Antragstellerin durch die von ihr beanstandete Nutzung der

Räumlichkeiten der Schule für das Impfangebot in eigenen Rechten

verletzt sein könnte. Gegen den Beschluss kann Beschwerde beim

Schleswig-Holsteinischen Oberverwaltungsgericht eingelegt werden.

Verwaltungsgericht Schleswig, Beschluss vom 04.08.2021, 1 B 104/21

Verrechnung von Kindergeld mit Sozialhilfe: Setzt

Konkretisierung sozialhilferechtlichen

Erstattungsanspruchs voraus

Die Familienkassen dürfen versehentlich ausgezahltes Kindergeld

nicht mehr zurückfordern, wenn der Erstattungsanspruch des

Sozialhilfeträgers (hier: Jobcenter) bei der Kindergeldauszahlung

noch nicht ausreichend konkretisiert war. Dies hat das Finanzgericht

(FG) Köln entschieden.

Die Klägerin ist Mutter von vier minderjährigen Kindern. Sie bezog

Sozialhilfe für sich und ihre Familie. Ende Dezember 2015 beantragte

sie Kindergeld für ihre Kinder. Vor der Festsetzung des Kindergeldes

machte das Jobcenter bei der Familienkasse im Wege der

Verrechnung einen nicht näher bezifferten Erstattungsanspruch

wegen der bereits an die Klägerin und ihre Familie gewährten

Sozialhilfeleistungen geltend. Die Familienkasse setzte das

Kindergeld fest und zahlte es an die Klägerin aus. Dabei ließ sie den

Erstattungsanspruch versehentlich unberücksichtigt. Im Juni 2019

forderte die Familienkasse das ausgezahlte Kindergeld in Höhe von

knapp 8.700 Euro von der Klägerin zurück. Hiergegen wandte sich

die Klägerin mit ihrer Klage.

Die Klage hatte Erfolg. Das FG Köln hob den Rückforderungsbescheid

auf. Die Familienkasse habe keinen Anspruch auf Rückzahlung des

Kindergeldes. Die Verrechnung des Kindergeldes mit

Sozialhilfeleistungen sei nur zulässig, wenn der vom Jobcenter

geltend gemachte Erstattungsanspruch konkretisiert sei. Dies sei im

Zeitpunkt der Auszahlung des Kindergeldes nicht der Fall gewesen.

Die Familienkasse habe wegen der fehlenden Konkretisierung des

Erstattungsanspruchs nicht gewusst, auf welche Höhe und auf

welchen Zeitraum sich der Erstattungsanspruch beziehe. Die nähere

Bezifferung und zeitliche Zuordnung des Anspruchs sei erst Jahre

nach der Auszahlung des Kindergeldes erfolgt.

Die Entscheidung ist noch nicht rechtskräftig. Die Familienkasse hat

gegen das Urteil Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt, die unter

dem Aktenzeichen III B 141/20 beim Bundesfinanzhof geführt wird.

Finanzgericht Köln, Urteil vom 17.09.2020, 10 K 308/19, nicht

rechtskräftig
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Elternzeit: Teilzeitanspruch im Wege einstweiliger

Verfügung durchsetzbar

Der Anspruch einer Arbeitnehmerin auf Teilzeit während der

Elternzeit kann durch den Erlass einer einstweiligen Verfügung

gesichert werden. Die Besonderheiten des Teilzeitanspruchs, die sich

insbesondere aus der Regelung zur Vollstreckung ergeben, stehen

dem nicht entgegen. Das hat das Landesarbeitsgericht (LAG) Köln

entschieden.

Die Klägerin befand sich nach der Geburt ihres Kindes seit dem

20.06.2020 in Elternzeit, die am 24.04.2022 enden soll. Sie

beantragte am 19.02.2021 ab dem 01.05.2021 ihre

Teilzeitbeschäftigung in Elternzeit bis zum 24.04.2022 im Umfang

von 30 Wochenstunden. Diesen Antrag lehnte die Beklagte mangels

Beschäftigungsmöglichkeiten ab.

Das LAG gab dem Eilantrag der Klägerin statt. Es bejahte den

Verfügungsanspruch, weil die Klägerin die Voraussetzungen für einen

Anspruch auf Verringerung der Arbeitszeit während der Elternzeit

glaubhaft gemacht habe. Zwar könne der Arbeitgeber dem Begehren

durch den Hinweis auf dringende betriebliche Gründe (§ 15 Absatz 7

Satz 1 Nr. 4 Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz), die ebenfalls

glaubhaft zu machen seien, entgegentreten. Allerdings genüge die

bloße Behauptung, es bestehe keine Beschäftigungsmöglichkeit, zur

schlüssigen Darlegung der Zustimmungsverweigerung regelmäßig

nicht. Vielmehr seien die zugrunde liegenden Tatsachen zu

bezeichnen. Die Darlegungen unterschieden sich insoweit nicht von

dem nach § 1 Absatz 2 Kündigungsschutzgesetz gebotenen Vortrag

zur Begründung einer betriebsbedingten Kündigung. Die

Ausgangssituationen seien vergleichbar.

Nach der Entscheidung lag auch ein Verfügungsgrund vor. An den

Verfügungsgrund seien weder wegen einer Vorwegnahme der

Hauptsache "besonders strenge Anforderungen" zu stellen, noch

genüge der Hinweis auf den bloßen Zeitablauf oder darauf, dass der

Arbeitnehmer dringend auf den Verdienst angewiesen sei. Es bedürfe

vielmehr wie stets bei der einstweiligen Verfügung einer umfassenden

Interessenabwägung. Regelmäßig komme als Verfügungsgrund nur

ein konkretes ideelles Interesse des Arbeitnehmers an seiner

Beschäftigung in Betracht. Dieses habe die Klägerin vorliegend

glaubhaft gemacht. Sie müsse bei einer weiteren Abwesenheit

konkret befürchten, dass an ihrer Stelle andere Arbeitnehmer

gefördert würden und sie auf ein Abstellgleis gerate.

Seien die Voraussetzungen einer einstweiligen Verfügung gegeben,

sei dem Arbeitgeber aufzugeben, den Arbeitnehmer mit der von ihm

angestrebten Stundenzahl tatsächlich zu beschäftigen. Eine zeitliche

Begrenzung des Beschäftigungstitels etwa "bis zur Entscheidung des

Arbeitsgerichts in der Hauptsache" sei in aller Regel nicht

vorzunehmen.

Gegen die Entscheidung ist kein Rechtsmittel gegeben.

Landesarbeitsgericht Köln, Entscheidung vom 04.06.2021, 5 Ta

71/21, rechtskräftig

Nebenwohnung zur Ausübung des Umgangsrechts

kann zu Zweitwohnungsteuer führen

Ein getrenntlebender Elternteil, der seinen Hauptwohnsitz weit

entfernt von Hamburg hat und in Hamburg eine Nebenwohnung

innehat, in der er im Rahmen seines familienrechtlichen

Umgangsrechts mit seinen minderjährigen Kindern zusammen ist,

darf zur Zweitwohnungsteuer herangezogen werden. Dies hat das

Finanzgericht (FG) Hamburg entschieden.

Dies verletze weder den durch Artikel 6 Absatz 1, 2 Grundgesetz

(GG) grundrechtlich geschützten Bereich der Familie noch verstoße

es gegen den besonderen Gleichheitssatz des Artikels 6 Absatz 1 GG

oder den allgemeinen Gleichheitssatz des Artikels 3 Absatz 1 GG.

Die Besteuerung des für die Zweitwohnung getätigten Aufwands

treffe nämlich weder typischerweise noch sonst in besonderer Weise

unter dem Schutz von Artikel 6 GG stehende Familien, sondern alle

Personen, die mehrere Wohnsitze innehaben, gleich aus welchem

Grund sie den Zweitwohnsitz wählen. Die Zweitwohnungsteuer

entfalte auch keinen direkten Einfluss auf die Entscheidung der

Familie über die Gestaltung ihres Zusammenlebens, sondern

vermöge lediglich mittelbar durch die zusätzliche finanzielle

Belastung für das Innehaben eines weiteren Wohnsitzes auf die

Entscheidung der Familienmitglieder über ihr Wohnverhalten

Einfluss zu nehmen.

Finanzgericht Hamburg, Urteil vom 20.11.2020, 3 K 57/20
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